
 

 

 
 
 
 

 
 
 
Kommentierung des Entwurfs von AFRAC 41 

 
 
Sehr geehrter Herr Prof. Bertl, 
 
wir bedanken uns für die Einladung zur Kommentierung des Entwurfs der Stellungnahme AFRAC 41 – 

Die Folgebewertung von derivativen Firmenwerten im Jahres- und Konzernabschluss (UGB) vom Sep-
tember 2023. Dieser Einladung kommt die KSW mit diesem Schreiben gerne nach. Die Erarbeitung 
dieser Stellungnahme erfolgte durch eine Arbeitsgruppe des Fachsenats für Unternehmensberichter-
stattung unseres Instituts für Facharbeit. 

Die Kommentierung stellt unsere grundsätzlichen, jedoch weitreichenden Anmerkungen dar, die wir 
gerne noch tiefergehend mit der zuständigen Arbeitsgruppe des AFRAC diskutieren. 

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Mag. Maximilian Schreyvogl gerne zur Verfügung.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Mag. Gerhard Marterbauer Dr. Gerald Klement LL.M. 

(Vorsitzender des Fachsenats für  
Unternehmensberichterstattung und Mitglied  

der Leitung des Instituts für Facharbeit) 

(Kammerdirektor) 
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Anlage – Kommentierung des Entwurfs 

Einleitend halten wir fest, dass mit AFRAC 33 – Kapitalkonsolidierung (UGB) bereits ein in der Praxis 
bewährtes Regelwerk besteht, welches einen erheblichen Teil der im Entwurf erörterten Themenberei-
che abdeckt. Uns liegen derzeit keine Informationen über gesetzliche Regelungen oder sonstige rele-
vante Umstände vor, die eine unterschiedliche bilanzielle Behandlung von derivativen Firmenwerten im 
Jahresabschluss gegenüber dem Konzernabschluss erforderlich machen. Falls AFRAC dennoch eine 
differente Behandlung zwischen der Bilanzierung im Jahresabschluss und jener im Konzernabschluss 
als notwendig erachtet, liegt uE dazu keinesfalls das Erfordernis einer möglichst raschen Fertigstellung 
der neuen Regelungen vor. Soweit AFRAC 41 in der Folge Änderungen gegenüber den bisherigen 
Empfehlungen von AFRAC 33 festlegt, sollten diese in den Erläuterungen zu den jeweiligen Stellung-
nahmen ausführlich begründet werden. 

Wir empfehlen, für diesen sehr komplexen Themenbereich ausreichend Zeit für eine tiefgehende Ana-
lyse und Diskussion vorzusehen, insbesondere auch um eine Sphärenvermischung zwischen dem aka-
demischen Diskurs und einer benutzerfreundlichen Anwendung zu vermeiden. 

Der im Entwurf zu AFRAC 41 behandelte Themenbereich bringt zudem ohne gesetzliche Regelung 
bzw. erkennbares Erfordernis Elemente der IFRS in die UGB-Bilanzierung ein, was zu einer Durchbre-
chung des Anschaffungskostenprinzips führt und somit das Prinzip des Gläubigerschutzes konterka-
riert. Hierbei gilt es zu bedenken, dass ein sehr wirtschaftlich orientierter IAS 36 in das eher prinzipien-
orientierte UGB-Regelwerk Eingang finden würde. 

Wir schlagen daher vor, die Notwendigkeit insgesamt sowie die zu erwartenden Folgewirkungen einer 
AFRAC-Stellungnahme 41 nochmals zu überdenken und jedenfalls die einzelnen Regelungen und 
Empfehlungen in den Erläuterungen entsprechend zu begründen. 

Kritische Aspekte des gegenständlichen Entwurfs 

1. Eine dokumentierte Kaufentscheidung belegt in der Praxis häufig die käuferspezifischen Synergien, 
die sich für bestehende Geschäftsfelder ergeben (zB zum Erschließen neuer Märkte, bei der Elimi-
nierung von Mitbewerbern durch Erwerb desselben mit anschließender Stilllegung). Rz 21 sieht 
hingegen vor, dass die Zuordnung des Firmenwerts nur auf Geschäftsfelder innerhalb des erwor-
benen Unternehmens oder Betriebs erfolgen kann bzw. dass eine Zusammenfassung mit bereits 
bestehenden Geschäftsfeldern grundsätzlich nicht möglich (gemeint wohl: nicht zulässig) wäre. Die 
Zuordnung lediglich auf erworbene Geschäftsfelder ist nicht nur betriebswirtschaftlich als nicht 
nachvollziehbar anzusehen, sondern hätte wohl auch eine Durchbrechung der „Einheitstheorie“ iSd 
§ 250 Abs 3 Satz 1 UGB zur Folge, weil die Verteilung auf erworbene Geschäftsfelder bzw. auf 
Konzern-Töchter eine Bilanzierung nach Maßgabe rechtlicher Einheiten nach sich ziehen würde. 

• Inwieweit steht dies in Einklang mit dem Grundsatz der Bilanzierung nach dem wirtschaftli-
chen Gehalt der betreffenden Geschäftsfälle gemäß § 196a UGB? 

• Inwieweit ist die Durchbrechung der Einheitstheorie iSd prinzipienorientierten UGB-System-
gefüges überhaupt gewollt bzw. mit diesem als GoB-konform vereinbar? 

2. Nach unserem Verständnis wäre die vorgesehene Grundsatzlogik von Rz 21 iVm Rz 40 ff unmittel-
bar nach der Erstkonsolidierung mit folgendem Effekt verbunden: 

• Sofern mit dem Kaufpreis Käufersynergien abgegolten wurden, die sich definitionsgemäß 
außerhalb der erworbenen Konzerneinheit realisieren lassen, hat dies wohl unmittelbar eine 
außerplanmäßige Abschreibung des Firmenwerts zur Folge. 
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• Im Jahresabschluss hingegen wäre keine Wertminderung auf einen Beteiligungsansatz zu 
erfassen, da iRd. Bewertungslogik gemäß AFRAC 24 sehr wohl auch „Käufersynergien“ zu 
würdigen sind, die sich nicht nur auf die in der erworbenen Vermögensmasse konzentrieren 
(siehe etwa AFRAC 24, Rz 13). 

• Inwieweit ist diese unterschiedliche bzw. widersprüchliche Behandlung zwischen der Grund-
satzlogik zur Folgebewertung des Firmenwerts gegenüber einer Beteiligungsbewertung iSd 
AFRAC 24 als GoB-konform zu werten? 

3. In den gesetzlichen Grundlagen wird Bezug genommen auf § 189a Z 3 UGB, wonach der beizule-
gende Wert jener Betrag ist, den ein Erwerber für den betreffenden Vermögensgegenstand anset-
zen würde. Rz 40 geht auf den beizulegenden Wert des Firmenwerts ein. Es ist nicht ersichtlich, 
warum ein Erwerber bereit wäre, für einen vom restlichen Vermögen losgelösten Firmenwert einen 
Kaufpreis zu bezahlen. Demzufolge müsste der beizulegende Wert des Firmenwerts regelmäßig 
Null betragen. Vielmehr stellt der Firmenwert lediglich eine Residualgröße (in der Literatur häufig 
auch als „Bilanzierungshilfe“ bezeichnet) zwischen dem Kaufpreis im Zuge des Erwerbs und dem 
(anteiligen) neubewerteten Nettovermögen dar. Die Erfassung des Firmenwerts zum beizulegen-
den Wert steht auch in Widerspruch zu den Erläuterungen zu AFRAC 33 Rz 112, die die allgemein 
vertretene Auffassung wiedergeben, wonach ein Firmenwert nicht selbständig bewertet werden 
kann. Klarstellend sei angemerkt, dass die von AFRAC 33 aufgezeigte Werthaltigkeitsüberprüfung 
der vereinfachten Berechnungslogik des vorliegenden Entwurfs (Rz 46) entspricht. 

4. Die vorgesehene Ermittlung des beizulegenden Werts des Firmenwerts gemäß Rz 41 bzw. 43 hätte 
zur Folge, dass bei einem Werthaltigkeitstest regelmäßig die Systematik einer Kaufpreisallokation 
anzuwenden ist. Es erscheint fraglich, ob dies für die Anwender tatsächlich eine praktikable Vor-
gangsweise darstellt. Hierbei stellt sich insbesondere die Frage, inwieweit die voneinander abwei-
chende Berechnungslogik zwischen der „bevorzugten Ermittlung“ des vorliegenden Entwurfs und 
AFRAC 33 beabsichtigt ist – ohne dass AFRAC 33 angepasst wird. 

5. Die vereinfachte Vorgangsweise, wie sie in Rz 46 f vorgeschlagen wird, entspricht konzeptionell 
der Vorgangsweise gemäß IAS 36.104. Die Vereinfachung besteht darin, dass nicht der „beizule-
gende Wert“ des Firmenwerts ermittelt und mit dessen Buchwert verglichen wird, sondern geprüft 
wird, ob der ausgewiesene Buchwert durch Fortführung oder (fiktiven) Verkauf der Einheit erzielt 
werden kann. 

• Daraus folgt, dass der Abschreibungsbedarf in bestimmten Konstellationen zu niedrig ermit-
telt wird, weil im übrigen Reinvermögen des Tochterunternehmens zwischenzeitlich entstan-
dene stille Reserven diesen mindern. Infolgedessen wird der Firmenwert nach der außer-
planmäßigen Abschreibung zu hoch ausgewiesen. Diesbezüglich sei angemerkt, dass die 
Berücksichtigung der „stillen Reserven“ grundsätzlich zu begrüßen ist. 

• Wir empfehlen, in die Erläuterungen jedenfalls eine beispielhafte Berechnung aufzuneh-
men, damit klar hervorkommt, dass hier kein „beizulegender Wert“ (gemeint wohl der 
„Headroom“) des Firmenwerts ermittelt wird. Es sollte klar hervorkommen, dass die Berech-
nungslogik der „vereinfachten Vorgangsweise“ (Rz 46 f) gegenüber der „bevorzugten Er-
mittlung“ (Rz 41 bzw. 43) immer dann zu einem anderen Ergebnis führt, wenn im Zuge 
dieser keine „stillen Reserven“ gewürdigt werden. 

6. Für den Jahresabschluss kann die Feststellung des beizulegenden Werts eines Betriebs (Rz 40 ff) 
beim Erwerb eines Betriebs mangels Erfüllung der Definition eines „Geschäftsfelds“ (Rz 14) (zB 
wenn dieser nicht in der ursprünglichen Form weitergeführt wird oder wenn es keine separaten 
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Finanzinformationen gibt) de facto unmöglich sein, wenn der Firmenwert nur dem erworbenen Be-
trieb zugerechnet werden soll. Hierbei stellt sich die Frage, ob dies beabsichtigt ist. 

7. Den Erläuterungen zu Rz 48 und 49 ist zu entnehmen, dass für den Fall zukünftiger, erwarteter 
Verluste eine Passivierung des negativen Firmenwerts als separater Posten nach dem Eigenkapital 
unter der Bezeichnung „negativer Geschäfts(Firmen)wert“ sachgerecht erscheint. Die gesetzliche 
Grundlage für die Schaffung eines solchen Sonderpostens ist zumindest unklar, wenngleich § 223 
Abs 4 UGB eine entsprechende Möglichkeit erkennen lässt. 

• Der Literatur ist ua zu entnehmen, dass eine Hinzufügung neuer Posten iSd § 223 Abs 4 
UGB nur dann als sachgerecht und somit notwendig erachtet wird, wenn Vermögensgegen-
stände und/oder Schulden inhaltlich von gesetzlich vorgeschriebenen Posten nicht erfasst 
werden. Insofern stellt sich die Frage, inwieweit durch das Entstehen eines negativen Fir-
menwerts ein „Schuldposten eigener Art“ begründet wird (insbesondere nachdem Sonder-
posten durch das RÄG 2014 abgeschafft worden sind).1 An dieser Stelle sei auf AFRAC 33, 
Rz 116 verwiesen, die einen gesonderten Ausweis unter den Rückstellungen vorsieht. Ein 
solcher Sonderposten sollte – wenn überhaupt – im Standard und nicht in den Erläuterungen 
geregelt werden. 

• Wir möchten darauf hinweisen, dass die in Rz 48 vorgeschlagene Erfassung eines negati-
ven Unterschiedsbetrags den erstmaligen Ansatz desselben betrifft und keine Frage der 
Fortführung darstellt. Die Zuordnung zur Folgebewertung ist somit nicht sachgerecht. Des 
Weiteren ist die in Rz 49 gewählte Formulierung unklar, wonach die „weitere erfolgswirk-
same Erfassung“ eine Vermengung zwischen Erstansatz und Folgebewertung suggerieren 
könnte. 

• Nach unserem Verständnis würde die Nichtbeachtung des „pagatorischen Deckels“ im Jah-
resabschluss zu einer Durchbrechung des Anschaffungskostenprinzips führen. Dies steht 
in Widerspruch zu § 254 Abs 1 dritter Satz UGB, wonach im Konzernabschluss eine „be-
grenzte Neubewertung“ vorgesehen ist. Da es für den Jahresabschluss keine explizite ge-
setzliche Vorschrift gibt, stellt sich die Frage, ob bzw. inwieweit diese Vorgangsweise als 
GoB-konform zu sehen ist, zumal in den ErläutRV zum RÄG 2014 iZm § 254 Abs 1 und 3 
UGB klarstellend erläutert wird, dass der dem Anschaffungswertprinzip immanente „paga-
torische Deckel“ auch für den Konzernabschluss gilt. Dementsprechend lässt sich die ur-
sächliche Anwendung dieses Prinzips für den Jahresabschluss erkennen, welches für den 
Konzernabschluss lediglich eine analoge Anwendung erfährt. 

• Die vorgesehene Erfassung der erworbenen Vermögensgegenstände zum beizulegenden 
Wert führt bei gleichzeitiger Nichtbeachtung des „pagatorischen Deckels“ im Falle eines 
„Lucky Buy“ zu einem Ertrag, der gleichzeitig den ausschüttbaren Bilanzgewinn erhöht. Kon-
sequenterweise würde dies zur Ausschüttung bloß realisierbarer, aber nicht realisierter Ge-
winne führen, was dem ausschüttungsbeschränkenden Gläubigerschutz widerspricht. Klar-
stellend sei darauf hingewiesen, dass die im Entwurf von AFRAC 41 beschriebene Vor-
gangsweise den IFRS entsprechen würde, welche im Rahmen der Neubewertung die Auf-
deckung sämtlicher stiller Reserven vorsehen (IFRS 3.34 ff). 

  

 
1  Vgl. hierzu etwa Mandl in Aschauer/Bertl/Fröhlich/Mandl (Hrsg.), HdbRL (21. Lfg 2017), zu § 223, Rz 22. 
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Weitere zu würdigende Aspekte 

8. Den Erläuterungen zu Rz 12 und 13 ist zu entnehmen, dass ein Firmenwert, der durch eine Über-
zahlung begründet ist, in der Periode der Zahlung als Aufwand zu erfassen ist. Die Darstellung ist 
unseres Erachtens sachgerecht, jedoch sollte dies richtigerweise als Zugang zum Firmenwert mit 
einer außerplanmäßigen Abschreibung (im Anlagenspiegel) gezeigt werden. Darüber hinaus gilt es 
zu beachten, dass eine Überzahlung aufgrund einer Kontrollprämie in käuferspezifischen Synergien 
begründet sein kann und dies entsprechend zu würdigen wäre (vgl. oben). 

9. Nach Rz 23 ist eine Zuordnung des Firmenwerts nicht verpflichtend durchzuführen, wenn sie mit 
erheblichem Aufwand verbunden ist. Wir möchten darauf hinweisen, dass es der Sorgfaltspflicht 
der Geschäftsführung entspricht, eine Kaufentscheidung sowie den Kaufpreis zu begründen, und 
demzufolge im Normalfall auch eine dokumentierte Kaufentscheidung vorliegen muss. Daher ist es 
nicht erkennbar, woraus sich ein „erheblicher Aufwand“ ableiten sollte. 

10. In Rz 27 wird erläutert, dass der Firmenwert in Fällen, in denen die Nutzungsdauer nicht verlässlich 
geschätzt werden kann, linear über einen Zeitraum von zehn Jahren abzuschreiben ist. Wir möch-
ten darauf hinweisen, dass beispielsweise dort, wo eine Schätzung zwischen drei und fünf Jahren 
nicht zuverlässig möglich ist, die fünf Jahre die Obergrenze darstellen sollten und nicht die zehn 
Jahre. Des Weiteren stellt sich hier die Frage, wieso eine „lineare Abschreibung“ als bevorzugte 
Verteilungslogik zu sehen ist. 

11. Der „Zeitpunkt des Zugangs“ wird in den Erläuterungen zu Rz 30 behandelt. Es wird empfohlen, 
diesen Begriff bereits bei den Definitionen klarstellend zu erläutern. 

12. Der letzte Satz der Erläuterungen zu Rz 36 und 37, wonach eine jährliche Werthaltigkeitsüberprü-
fung nicht verlangt wird, jedoch eine laufende Überprüfung, ob ein Anhaltspunkt für eine Wertmin-
derung vorliegt, sollte jedenfalls in den Standard übernommen werden. Dies sollte vor dem Hinter-
grund erfolgen, dass hier eine wesentliche (neue) Anforderung stipuliert wird. 

13. Aus Sicht der Kalkulation bzw. Kostenrechnung erscheint es nicht verständlich, wie die außerplan-
mäßige Abschreibung eines Firmenwerts beim Umsatzkostenverfahren den Funktionsbereichen 
zuzuordnen ist. Diese stellt uE typische sonstige betriebliche Aufwendungen dar, für die eine aus-
drückliche Erläuterungspflicht (im Anhang) vorgesehen werden sollte. 

14. Die Formulierungen in den Kapiteln 5. zu den Grundsätzen der Folgebewertung und 6. zur planmä-
ßigen Abschreibung unterscheiden sich inhaltlich von jenen in AFRAC 33, Rz 101 ff zum Konzern-
abschluss. Wir empfehlen eine Vereinheitlichung des Wording, da (a) die Unterschiede in den Er-
läuterungen nicht dargelegt werden und (b) daraus nicht hervorgeht, in welcher hierarchischen Rei-
henfolge die unterschiedlichen Regelungen gelten sollen. 
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